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Antrag 

der Fraktionen CDU/CSU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. 


Sicherung des Friedens und der demokratischen Entwicklung in Burundi 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Deutsche Bundestag ist besorgt über die Verschärfung der 
innenpolitischen Spannungen und den fortschreitenden Abbau 
der Demokratie in Burundi. Er verurteilt aufs schärfste die poli- 
tischen Morde und „ethnischen Säuberungen". 

Die hoffnungsvolle Aufbruchstimmung nach den ersten demokra- 
tischen Wahlen 1993 und der Machtteilung der siegreichen 
FRODEBU-Partei mit der unterlegenen UPRONA-Partei unter 
Präsident Ndadaye fand mit der Ermordung des Präsidenten und 
führender demokratischer Hutu- und Tutsi-Politiker durch Mili- 
tärs im Oktober 1993 ihr jähes Ende. Seither findet ein schleichen- 
der Putsch statt. Auch die Regierungskonvention vom 10. Septem- 
ber 1994, durch die Parlament und Präsident weitgehend ent- 
machtet wurden, konnte diesen Prozeß nicht beenden. Das Wüten 
der Tutsi-Todesschwadronen sowie der wachsende militärische 
Widerstand der „Kräfte zur Verteidigung der Demokratie" (FDD) 
drohen sich zum Völkermord auszuwachsen. Die systematische 
Ermordung von demokratischen Politikern wie des Energiemini- 
sters Kabushemeye im März 1995 erhöht diese Gefahr noch. 

Die historischen Ursachen der Krise werden durch die große 
Armut und die Überbevölkerung noch verschärft. Auf allen Sei- 
ten, bei den Putschisten, den gemäßigten Politikern wie beim 
Widerstand finden sich Hutu und Tutsi an führender Stelle. Eine 
kleine Clique von Politikern und Militärs hat das Ergebnis der 
demokratischen Wahlen nicht akzeptiert und mit Waffengewalt 
revidiert. Diese heizt den latenten ethnischen Konflikt an und 
nutzt ihn für ihre Zwecke. 

Vermittlungsversuche von VN, OAU und EU haben bisher zu kei- 
ner Entspannung der politischen Lage geführt. 

Die internationale Gemeinschaft muß eine neue Anstrengung zur 
Eindämmung des Konflikts unternehmen, anstatt, wenn es zu spät 
ist, nur noch Katastrophenhilfe leisten zu können. 
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Die Bundesrepublik Deutschland, die in Burundi ein hohes An- 
sehen genießt, ist in dieser Situation gefordert, auf bilateraler, 
insbesondere aber europäischer Ebene erneut aktiv zu werden 
und bei der internationalen Gemeinschaft auf ein stärkeres Enga- 
gement zur Wiederherstellung der Demokratie und zur Förderung 
eines friedlichen Zusammenlebens der Bevölkerungsgruppen in 
Burundi zu drängen. 

11. Unter Würdigung der bereits von deutscher Seite übernomme- 
nen politischen, entwicklungspolitischen und huraanitären An- 
strengungen sowie der deutschen Beiträge zu den Maßnahmen 
der EU und der VN fordert der Deutsche Bundestag die Bundes- 
regierung auf: 

1. alle notwendigen politischen Initiativen zu ergreifen, die zur 
Wiederherstellung der Demokratie, der Stärkung des Parla- 
ments und des Präsidenten und der Repräsentanten gewählter 
Parteien dienen; 

2. alle Initiativen von VN, OAU und EU zu unterstützen, die 
einen Beitrag zu Frieden und Stabilität in Burundi leisten. Die 
bisherigen Initiativen sollten auf ihre Auswirkungen hin über- 
prüft und in Burundi koordiniert werden, um wirkungsvollere 
Aktivitäten entwickeln zu können; 

3. die Entsendung militärischer und ziviler Beobachter zu unter- 
stützen und Menschenrechtsbeobachter auf eigene Initiative 
hin selbst zu entsenden; 

4. die Forderung des Europäischen Parlaments nach einem 
Waffenembargo bis zur Wiederherstellung der Demokratie auf 
VN-Ebene durchzusetzen; 

5. sich innerhalb der EU für eine kohärente Politik aller Mitglied- 
Staaten gegenüber Burundi einzusetzen und diese mit den 
USA abzustimmen; 

6. die Einleitung eines echten nationalen Dialogs durch interna- 
tionale, von allen Konfliktparteien anerkannte Vermittler in 
geeigneter Weise zu fördern. In einen solchen Dialog müssen 
alle politischen und gesellschaftlichen Kräfte des Landes ein- 
schließlich derer im Exil eingebunden werden; 

7. die Entseridung einer internationalen Untersuchungskommis- 
sion zu betreiben, die den Putschversuch vom 21. Oktober 
1993, die folgenden Massaker wie auch die Ermordung des 
Präsidenten Cyprien Ntiyahamira untersucht. Ohne eine Auf- 
klärung der Verbrechen und eine Strafverfolgung der Täter 
wird es keine dauerhafte Aussöhnung geben; 

8. auf eine Reform der Armee zu drängen, damit diese sich als 
Schützerin der gesamten Bevölkerung des Landes versteht. 
Dafür müßten in der Armee alle Bevölkerungsteile vertreten 
sein, die Aufgaben der inneren Sicherheit der Polizei übertra- 
gen und Armee und Gendarmerie wieder voneinander ge- 
trennt werden; 
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9. beim Aufbau eines unabhängigen Justiz wesens und eines 
multi- ethnischen Polizeiapparates zu helfen, um die Rechtsun- 
sicherheit im Land zu beseitigen und eine unparteiliche Straf- 
verfolgung zu gewährleisten; 

10. weitere Beiträge zur Förderung einer Friedens- und Men- 
schenrechtserziehung zu leisten. Das Menschenrechtszentrum 
in Bujumbura muß zu einer Stätte der Begegnung und des 
Dialogs werden. Unabhängigen Medien („Friedens-Rund- 
funk"), die eine wichtige deeskalierende Rolle spielen kön- 
nen, sind besonders zu fördern; 

11. sich angesichts der Tatsache, daß die Einführung demokrati- 
scher Verfahren auf zentralistischer Ebene nicht ausreicht, um 
eine breite Beteiligung der Bevölkerung am politischen Prozeß 
zu gewährleisten, für den Aufbau eines partizipatorischen 
Ansatzes „von unten", beginnend auf der kommunalen 
Ebene, einzusetzen. So schnell wie möglich sollten Kommu- 
nalwahlen durchgeführt werden. Nur durch einen Prozeß des 
konkreten Erfahrens demokratischer Verkehrsformen kann 
gewaltsamen Extremisten die Basis entzogen werden; 

12. bei der Unterstützung eines solchen partizipatorischen Ansat- 
zes „von unten" vor allem die Beteiligung von Frauen zu 
berücksichtigen und zu fördern. Die Förderung der gesell- 
schaftlichen und politischen Beteiligung von Frauen ist aktive 
Friedenspolitik, da auch in Burundi wie in anderen Krisenge- 
bieten Gewalt eine „männlich geprägte" Form der Ausein- 
andersetzung darstellt; 

13. sich aktiv an der Entwicklung und Umsetzung von Program- 
men zu beteihgen, die arbeitslosen Jugendlichen kurzfristig 
eine sinnvolle Perspektive bietet. Dies könnte z. B. in Form 
eines gezielt multi-ethnisch gestalteten „Wiederaufbau-Dien- 
stes" nach dem Prinzip „cash for work" erfolgen, wobei die 
Aufgabengebiete im Detail vom Parlament festgelegt werden 
müßten; 

14. einen aktiven Beitrag zur Umsetzung und zur Durchführung 
der Folgemaßnahmen des Aktionsplans zu leisten, der von der 
regionalen Konferenz über Hilfe für Flüchtlinge, Heimkehrer 
und Vertriebene in der Region der großen Seen, die vom 

15. bis 17. Februar 1995 in Bujumbura statffand, angenommen 
wurde. 

III. Der Deutsche Bundestag beschließt, 

eine enge Zusammenarbeit mit dem burundischen Parlament 
einzuleiten, um auf diese Weise die demokratischen Kräfte in 
Burundi zu fördern und zu stärken. Demokratische Strukturen 
sind Voraussetzung für jegliche Entwicklungszusammenarbeit. 
Aus diesem Grund sollte die Beratung des Parlaments und eine 
entsprechende Ausstattungsfinanzierung zur Verbesserung der 
parlamentarischen Arbeitsmöglichkeiten Gegenstand offizieller 
bilateraler EZ mit Burundi werden. 


Bonn, den 20. Juni 1995 
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Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Rudolf Scharping und Fraktion 
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